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Sieg für die Meinungsfreiheit –  
Landgericht weist Unterlassungsanträge der Stadt Ar neburg ab   

 
 

 

Das Landgericht Stendal hat mit Urteil vom 21.12.2009 Anträge der Stadt Arneburg, mit de-

nen diese der Bürgerinitiative „Gegen das Steinkohlekraftwerk Arneburg“ (BI) die Unterlas-

sung mehrerer Äußerungen gerichtlich untersagen lassen wollte, abgewiesen. Zur Begrün-

dung hat das Gericht zum einen auf den hohen Stellenwert des Grundrechts auf freie Mei-

nungsäußerung und dessen Bedeutung gerade in der politischen Debatte und im Wahlkampf 

aufmerksam gemacht. Zum anderen vermochte das Gericht nicht zu erkennen, inwiefern der 

Stadt Arneburg durch die angegriffenen Äußerungen der BI eine „schwerwiegende Funkti-

onsbeeinträchtigung“ drohen soll. Eine solche ist nämlich nach der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung Voraussetzung dafür, dass eine Kommune gerichtlich bestimmte Aussagen 

zum Schutz ihrer „Ehre“ untersagen lassen kann. Da es hieran und an weiteren Vorausset-

zungen fehle, sei kein subjektives Recht der Stadt Arneburg verletzt, urteilte das Landge-

richt. 

 

In einem Flugblatt hatte die BI öffentlich gerügt, dass „ohne Grund“ durch Herrn Bürgermeis-

ter Riedinger Polizeischutz für eine Stadtratssitzung bestellt worden war und dass der Ver-

waltungsleiter, Herr Eike Trumpf, den Zuhörern bei einer Stadtratssitzung in Werben habe 

„weismachen wollen, es sei kein Steinkohlekraftwerk geplant“. Schließlich hatte die BI es als 

den Gipfel der Scheinheiligkeit bezeichnet, dass Herr Riedinger in einer Stadtratssitzung, in 

der eigentlich über einen infolge der erhobenen Einwendungen geänderten Flächennut-

zungsplan abgestimmt werden sollte, behauptet hatte, die LINKE sei seinem eigenen Aus-

setzungsantrag zuvorgekommen. In Bezug auf diese drei Äußerungen hatte Herr Bürger-

meister Lothar Riedinger im Namen der Stadt Arneburg vom zuständigen Landgericht Sten-

dal begehrt, die BI im Wege einer einstweiligen Verfügung zur Unterlassung zu verpflichten 

und für jeden Fall der Zuwiderhandlung ein Ordnungsgeld von bis zu 50.000,- EUR, ersatz-

weise Ordnungshaft, zu verhängen.  
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Franziska Heß, Rechtsanwältin der Kanzlei BAUMANN Rechtsanwälte (Würzburg), welche die 

BI in dem Verfahren vertreten hat, ist mit dem Prozessausgang höchst zufrieden: 

 

„Das Landgericht hat ein Urteil gefällt, das für die politische und gesellschaftliche Debatte um 

die Errichtung eines Steinkohlekraftwerkes in Arneburg von nicht zu unterschätzender Be-

deutung ist. Es ist für die interessierte Öffentlichkeit unheimlich wichtig zu wissen, dass ihr 

Recht auf freie Meinungsäußerung geachtet und notfalls auch von der Justiz geschützt wird. 

Wir freuen uns deshalb sehr, dass das Landgericht unseren Argumenten gefolgt ist.“ 

 

Die Auseinandersetzung geht allerdings an anderer Stelle weiter, da auch Herr Eike Trumpf 

wegen des fraglichen Flugblattes vor Gericht gezogen ist. Hier hatte das Amtsgericht Stendal 

anders als das Landgericht ohne vorherige Anhörung der BI entschieden und einen vorläufi-

gen Beschluss erlassen. Hierzu Rechtsanwalt Wolfgang Baumann (Fachanwalt für Verwal-

tungsrecht): 

 

„Gegen diesen Beschluss wird in Kürze Widerspruch eingelegt werden, da wir das Amtsge-

richt als unzuständig und den Beschluss in der Sache als falsch ansehen. Wir hatten uns 

zunächst im Auftrag der BI aus Respekt vor dem laufenden Wahlkampf um eine gütliche Ei-

nigung mit Herrn Trumpf bemüht, die allerdings nicht zustande kam. Nach der heutigen Ent-

scheidung des Landgerichtes, die wir zunächst abwarten wollten, sehen wir die Chancen der 

BI auch in diesem Verfahren, das ebenfalls vor dem Landgericht verhandelt wird, positiv.“.  

 

Würzburg, den 21. Dezember 2009 

gez. RA W. Baumann/Fachanwalt f. Verwaltungsrecht 
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